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A. Arbeitsbefreiung nach § 10 AT AVR 
 
Wird die Kindertagesstätte oder Schule, in der der Mitarbeiter sein Kind während seiner Arbeits-
zeit zu Betreuung gibt, aufgrund einer behördlichen Anordnung geschlossen, stellt sich die Frage, 
ob der Mitarbeiter von der Arbeit fernbleiben und sein Kind zu Hause betreuen darf.  
 
Die gleiche Frage stellt sich auch bei der Betreuung von pflegebedürftigen nahen Angehörigen 
(z. B. ein Elternteil), deren Betreuungstagesstätte aufgrund einer behördlichen Anordnung vo-
rübergehend geschlossen wird. 
 
Kann der Mitarbeiter in diesen Fällen keine anderweitige Betreuung für sein Kind organisieren, 
so kann es insbesondere bei kleineren Kindern (bis 12 Jahre) für einen Elternteil unmöglich und 
nach Abwägung der beiderseitigen Interessen unzumutbar sein, die geschuldete Arbeitsleitung 
zu erbringen. Er kann sie damit gegenüber dem Dienstgeber verweigern (§ 275 Abs. 3 BGB). In 
dem Fall kann der Dienstgeber den Mitarbeiter zwar von der Arbeit freistellen. Es greift jedoch 
der Grundsatz „ohne Arbeit kein Lohn“. 
 
Eine Freistellung von der Arbeitspflicht unter Fortzahlung der Dienstbezüge ist für Mitarbeiter, die 
unter die AVR fallen, nur in den Fällen des § 10 Abs. 2 bis 8 AT AVR möglich. § 10 Abs. 2 bis 8 
AT AVR erfassen nicht ausdrücklich die fehlende Betreuungsmöglichkeit im Fall der behördlichen 
Schließung einer Kindertagesstätte oder Schule als Fall der Arbeitsbefreiung. Nach § 10 Abs. 4 
AT AVR kann der Dienstgeber aus anderen besonderen Anlässen als den in Absatz 2 genannten 
Fällen der Arbeitsbefreiung eine Arbeitsbefreiung von bis zu drei Tagen unter Fortzahlung der 
Dienstbezüge gewähren. Jedoch muss es sich dabei um in der Person des Mitarbeiters liegende 
Angelegenheiten handeln. Die Schließung einer Kindertagesstätte und die damit zusammenhän-
gende fehlende Betreuungsmöglichkeit des Kindes ist keine in der Person liegende Angelegen-
heit des Mitarbeiters.  
 
Alternativen, damit der Dienstgeber den Mitarbeiter auch unter Fortzahlung der Dienstbezüge 
freistellen kann, sind z. B. die Gewährung von Telearbeit oder der Abbau von Überstunden. Ein-
zelfallbezogen in Abhängigkeit von der Art der Tätigkeit, der räumlichen Möglichkeit oder aber 
dem Alter der Kinder vor Ort, sollte geprüft werden, ob es möglich ist, dass der Beschäftigte ein 
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Kind (ggf. bei angepasstem Arbeitszeitrahmen) mit zur Arbeit bringen kann. Hierbei sollte der 
Mitarbeiter möglichst frühzeitig die Kontaktaufnahme mit dem Dienstgeber suchen. 
 
Findet der Mitarbeiter objektiv keinerlei sachgerechte Lösung für die sich ergebenden Schwierig-
keiten bei der Sicherstellung der Betreuung, kann sich die Frage stellen, ob der Mitarbeiter an-
statt der Erbringung der Arbeitsleistung dann ggf. tatsächlich den Weg einer Freistellung ohne 
Entgelt in Anspruch nehmen müsste. Möglich ist ein Fall der kurzfristigen Arbeitsbefreiung bei 
Verzicht auf die Zahlung von Dienstbezügen nach § 10 Abs. 9 AT AVR vorliegen oder unbezahl-
ter Sonderurlaub nach § 10 Anlage 14 zu den AVR. 
 
Eine vergleichbare Situation trifft auch Mitarbeiter, die ihre pflegebedürftigen nahen Angehörigen 
tagsüber in eine Betreuungstageseinrichtung unterbringen und die Einrichtung aufgrund einer 
behördlichen Anordnung geschlossen wird. Auch hier haben die betroffenen Mitarbeiter nicht die 
Möglichkeit kurzfristig eine Betreuung zu organisieren.  
Es liegt aber kein Fall der Arbeitsbefreiung des § 10 Abs. 2 bis 8 AT AVR vor. Dies bedeutet, für 
die Mitarbeiter ist lediglich eine kurzfristige Arbeitsbefreiung bei Verzicht auf Zahlung von Dienst-
bezügen nach § 10 Abs. 9 AT AVR möglich. 
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B. Betreuung von Kindern (insbesondere § 56 Abs. 1a IfSG) 

I. Anspruch nach § 56 Abs. 1a IfSG  
 

Auf einen Blick: 
 

Worum geht es? 

• Entschädigungsanspruch für Eltern 

• bei Verdienstausfällen wegen der behördlichen Schließung von Kitas oder Schulen 
Was tun? 

• Als Dienstgeber (!) die Voraussetzungen sorgfältig prüfen: Im Wesentlichen: 

• Kind unter 12 Jahren oder mit Behinderung oder erwerbstätiger Mensch mit Behinde-
rung 

• Behördliche Schließung der Kita oder Schule oder Einrichtungen für Menschen mit 
Behinderungen 

• Keine regulären Schulferien oder Betriebsschließungen 

• Keine andere zumutbare Betreuungsmöglichkeit;  
falls Homeoffice möglich: Zumutbarkeit in jedem Einzelfall prüfen – insbesondere bei 
mehreren oder kleineren oder Kindern mit Behinderung ist dies unzumutbar 

• Kein Zeitguthaben mehr übrig 

• Infolgedessen eingetretener Verdienstausfall 

• Glaubhaftmachung bei der zuständigen Behörde 

• Anspruchshöhe: 67 % des Verdienstausfalls, höchstens 2.016 Euro pro Monat 

• Auszahlung durch den Dienstgeber 

• Dienstgeber hat Erstattungsanspruch gegen Behörde 

• Verwenden Sie zur Beschleunigung des Verfahrens keine Papierformulare, sondern 
das neue Portal www.ifsg-online.de (Informationen & Anträge online) und fügen Sie 
möglichst folgende Anlagen digital bei: Entgeltnachweis, Absonderungsverfügung 
(„Quarantäneanordnung“), Negativbescheid der Betreuungseinrichtung.  
Gesetze und weitere Informationen: 

• Erstes https://t1p.de/9uq2 Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemi-
schen Lage von nationaler Tragweite; BT-Drs. 19/18111 = https://t1p.de/pv92; Artikel 
1 Nr. 7 zur Änderung des § 56 IfSG (S. 10).; Drittes  https://ogy.de/2wmg Gesetz zum 
Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite; Ge-
setz https://ogy.de/fe9h zur Fortgeltung der die epidemische Lage von nationaler Trag-
weite betreffenden Regelungen 

• Beschlussempfehlung des Finanzausschusses zum Gesetz zur Umsetzung steuerli-
cher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise (Corona-Steuerhilfegesetz), 
BT-Drs. 19/19601, https://t1p.de/xczf 

• Pressemitteilung der Bundesregierung vom 05.06.2020, https://t1p.de/gxodt  

• Die Regelung des § 56 Abs. 1a IfSG wird nicht mehr an eine Frist, sondern an die 
Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite geknüpft (BT-Drs. 
19/26545, S. 18 (Nr. 4), https://ogy.de/fe9h); 

• FAQ des BMG vom 22.12.2020, https://ogy.de/xy11 

• Siehe auch: Änderungen beim Kinderkrankengeld, Abschnitt B.II dieses Dokuments 
 

  

http://www.ifsg-online.de/
https://t1p.de/9uq2
https://t1p.de/pv92
https://ogy.de/2wmg
https://ogy.de/fe9h
https://t1p.de/xczf
https://t1p.de/gxodt
https://ogy.de/fe9h
https://ogy.de/xy11


 

18. Mai 2021 2021-05-18_Covid19-BetreuungAngehoeriger.docx Seite 5 von 18 

 
Deutscher 

Caritasverband e.V. 
 

 

Referat  
Arbeits- und Tarifrecht 

1. Wann können Einrichtungen behördlich geschlossen werden? 

 
Kindertagesstätten und Schulen, auch Tagesmütter, sind sogenannte „Gemeinschaftseinrich-
tungen“ i. S. d. § 33 Infektionsschutzgesetz (IfSG). Sie können geschlossen werden, wenn darin 
mit einer Infektionskrankheit infizierte Personen festgestellt werden (§ 28 Abs. 1 S. 2 und S. 1 i. 
V. m. § 33 IfSG). Die Schließung obliegt der zuständigen Behörde (§ 28 Abs. 1 S. 2 IfSG). Welche 
Behörde zuständig ist, hängt vom jeweiligen Bundesland ab (§ 54 IfSG). 
 
Auch erfasst ist die Einschränkung des Zugangs zu einem Betreuungsangebot durch die zustän-
dige Behörde, z. B. durch Notbetreuung oder Schichtsysteme (§ 56 Abs. 1a S. 1 Nr. 1 a. E.). 
 
Eine „freiwillige“ oder durch äußere Umstände (z. B. bei Arbeitsunfähigkeit zu vieler Mitarbeiter) 
veranlasste Schließung durch den Träger ohne behördliche Anordnung gilt nicht als behördliche 
Schließung. 
 

1a. Gilt es als behördliche Schließung, wenn (nur) das Kind abgesondert wird? 
 
Ja. Nachdem dies in den Bundesländern zuvor unterschiedlich gehandhabt wurde, hat der Ge-
setzgeber in § 56 Abs. 1a S. 1 Nr. 1 die Worte „auch aufgrund einer Absonderung“ eingefügt. 
Damit besteht der Anspruch bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen ausdrücklich auch für 
Eltern, die ein unter Quarantäne stehendes Kind zu Hause betreuen müssen. 
 
In diesem Fall kann der Anspruch auch rückwirkend geltend gemacht werden, da es sich um 
eine reine Klarstellung handelt (DB 2020, 2692, 2693). Die Rückwirkung ist allgemein durch das 
erstmalige Inkrafttreten des § 56 Abs. 1a zum 30.03.2020 begrenzt (vgl. FAQ des BMG, Nr. 8, 
https://ogy.de/xy11). 
 

2. Unter welchen Voraussetzungen besteht ein Entschädigungsanspruch? 
 
Die Voraussetzungen ergeben sich aus § 56 Abs. 1a IfSG: 
 

a) Persönliche Voraussetzungen 

 

• „Ihr“ Kind, § 56 Abs. 1a S. 1 IfSG; Sorgerecht (§ 1631 BGB) oder Pflegeeltern-
schaft (§§ 33 SGB VIII, 1631, 1688 BGB);  
 
der Anspruch ist personenbezogen, d. h. beide Eltern können jeweils einen eige-
nen Anspruch geltend machen. Unerheblich ist dabei die Anzahl der Kinder. 
Dabei ist empfehlenswert, einen Zeitraum zunächst komplett durch einen Eltern-
teil und anschließend komplett durch den anderen Elternteil abzudecken, um ins-
gesamt eine längere Betreuungszeit abdecken zu können. Eine tagesanteilige Be-
treuung (jeweils hälftig durch beide Elternteile) ist möglich, verbraucht aber für 
beide einen ganzen Tag ihres jeweiligen Zehn-Wochen-Budgets (vgl. FAQ des 
BMG, Nr. 13 und Nr. 23, https://ogy.de/xy11); Alleinerziehende haben ein Budget 
von 20 Wochen;  
 

  

https://ogy.de/xy11
https://ogy.de/xy11
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• Erwerbstätigkeit, § 56 Abs. 1a S. 1 IfSG;  
für Auszubildende ist zunächst der sechswöchige Fortzahlungsanspruch nach § 
19 Abs. 1 Nr. 2 b) auszuschöpfen, anschließend kann auf § 56 Abs. 1a IfSG zu-
rückgegriffen werden (FAQ des BMG, Nr. 7, https://ogy.de/xy11);  
 

• Keine andere zumutbare Betreuungsmöglichkeit, § 56 Abs. 1a S. 1 Nr. 2 IfSG;  
 
zumutbar: Anderer Elternteil, ältere Geschwister ab 16 Jahren; zur Betreuung 
bereite Verwandte, wenn sie nicht zu Risikogruppen zählen; Notbetreuung, Kurz-
arbeit entsprechend ihres Umfangs; Abbau von Überstunden; Rest(!)-Urlaubsan-
sprüche;  
 
unzumutbar: Angehörige von Risikogruppen; Betreuung durch zur Betreuung be-
reite haushaltsfremde Personen, wenn das Betreuungsproblem durch eine Ab-
sonderung des Kindes selbst eingetreten ist; Einsatz von Erholungsurlaub aus 
dem laufenden Kalenderjahr; Abbau von Langzeitkonten („Wertguthaben“);  
 
Die Zumutbarkeit einer Betreuung im Homeoffice ist durch die folgende Prü-
fung zu ermitteln und schlüssig darzulegen:  
 
Zunächst reicht die einfache Erklärung der Glaubhaftmachung aus; nur bei be-
gründeten Zweifeln muss die Behörde die Glaubhaftmachung genauer hinterfra-
gen und Nachweise verlangen.  
 
Die Zumutbarkeit ist durch eine zweistufige Prüfung zu ermitteln und schlüssig 
darzulegen (= glaubhaft zu machen):  
 
1. Besteht überhaupt die Möglichkeit zur mobilen Arbeit   
 
(arbeitsvertragliche, tarifliche und betriebliche Regelungen, geeignete Tätigkeit)? 
 
2. Einzelfallbewertung der Zumutbarkeit der Betreuung neben der Tätigkeit:  
 
Unzumutbarkeit einer Betreuung im Homeoffice besteht insbesondere bei klei-
neren, mehreren oder besonders betreuungsbedürftigen (= Behinderung) Kindern 
 
(FAQ des BMG, Nr. 29, 31 und 32, https://ogy.de/xy11)    
 

• Verdienstausfall, § 56 Abs. 1a Nr. 3 IfSG;  
 

b) Sachliche Voraussetzungen  

 

• Kind unter 12 Jahre oder mit Behinderung oder hilfebedürftig, § 56 Abs. 1a S. 1 
IfSG; Behinderung: § 2 SGB IX, Hilfebedürftigkeit: § 9 Abs. 1 SGB II; oder 
 

• Die erwerbstätige Person selbst ist ein Mensch mit Behinderung (ohne Altersbe-
schränkung) und in einer Einrichtung für Menschen mit Behinderung beschäftigt, 
§ 56 Abs. 1a S 1 IfSG;  
 

https://ogy.de/xy11
https://ogy.de/xy11
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• Schließung oder Betretungsverbot oder Absonderung (= Quarantäne einzelner 
Kinder) oder Anordnung/Verlängerung von Schul- oder Betriebsferien oder Auf-
hebung der Präsenzpflicht an Schulen durch die zuständige Behörde, § 56 Abs. 
1a Nr. 1 IfSG; auf die Rechtmäßigkeit der jeweiligen Maßnahme kommt es nicht 
an;   
 
Beispiel: In einem Bundesland dauern die Weihnachtsferien bis zum 09.01.2021. 
Wegen anhaltend hoher Infektionszahlen verlängert die zuständige Behörde die 
Weihnachtsferien bis einschließlich 31.01.2021. In diesem Beispiel ist ein An-
spruch nach § 56 Abs. 1a IfSG für den Zeitraum vom 10.01.2021 bis zum 
31.01.2021 möglich. – Dasselbe gilt, wenn die Behörde stattdessen die Präsenz-
pflicht an den Schulen aufhebt. 
 
Beispiel: Wie im vorherigen Beispiel, aber das Kind bekommt einen Platz in der 
von der Schule eingerichteten Notbetreuung. In diesem Fall ist ein Anspruch nach 
§ 56 Abs. 1a IfSG für die Tage, an denen die Notbetreuung genutzt werden kann, 
ausgeschlossen. 
 
Beispiel: Die Behörde ordnet Wechselunterricht an, um das Infektionsgeschehen 
zu reduzieren. In diesem Fall zählen die Tage, an denen das Kind nicht am Unter-
richt teilnehmen darf, weiterhin als vorübergehende behördliche Schließung i. S. 
d. § 56 Abs. 1a IfSG (vgl. FAQ des BMG, Nr. 16, https://ogy.de/xy11). 
 
Beispiel: Ein Kindergarten hat 30 Schließtage pro Kalenderjahr. Die Termine wer-
den den Eltern regelmäßig zum Ende des vorigen Kalenderjahres mitgeteilt. Zehn 
davon (= 2 Wochen) liegen am Jahresanfang vom 04.01.2021 bis 08.01.2021 und 
in der Faschingszeit im Februar vom 11.02.2021 bis 17.02.2021 (Weiberfastnacht 
bis Aschermittwoch), der Rest in den Sommerferien und um Weihnachten 2021. 
Aufgrund des Infektionsgeschehens ordnet die zuständige Behörde darüberhin-
ausgehende Betriebsferien bis 15.03.2021 an. In diesem Beispiel ist ein Anspruch 
für die Zeiträume vom 09.01.2021 bis 10.02.2021 und vom 18.02.2021 bis 
15.03.2021 möglich. 
 
Beispiel: Die Einrichtung wird nicht geschlossen, aber das Kind und/oder die El-
tern gehören zu einer Risikogruppe. Die Eltern entscheiden sich deswegen dazu, 
das Kind nicht in die Einrichtung zu geben. In diesem Fall besteht kein Anspruch 
nach § 56 Abs. 1a IfSG (FAQ des BMG, Nr. 26, https://ogy.de/xy11); siehe dazu 
aber B.II, wenn diese Entscheidung auf einer ärztlichen Empfehlung beruht; 

 

• auf Grund des Infektionsschutzgesetzes, § 56 Abs. 1a S. 1 IfSG;  
 

• vorübergehend, § 56 Abs. 1a S. 1 IfSG;  
 

• außerhalb der Schulferien, § 56 Abs. 1a S. 3 IfSG;  
 

• kausal für den Verdienstausfall, § 56 Abs. 1a S. 1 IfSG;  
 

  

https://ogy.de/xy11
https://ogy.de/xy11
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c) Nachweispflichten:  

 
Gegenüber der zuständigen Behörde muss das Fehlen einer zumutbaren Betreuungs-
möglichkeit dargelegt werden. Dies bezieht sich auch auf den Umfang des Fehlens, wenn 
eine Betreuung nur für einen Teil des erforderlichen Zeitraums möglich ist. Da Zeitgutha-
ben vorrangig abzubauen sind, muss auch deren Fehlen dargelegt werden.  
 
Darlegen bedeutet „glaubhaft machen“, d. h. das Vorliegen der entsprechenden Tatsa-
chen muss der zuständigen Behörde wahrscheinlich erscheinen. Der Arbeitgeber kann 
eine entsprechende Darlegung verlangen.  

 

3. Wie lange besteht der Anspruch? 
 
Der Anspruch kann auch für einen einzigen Tag geltend gemacht werden (FAQ des BMG, Nr. 
11, https://ogy.de/xy11). 
 
Der Anspruch nach § 56 Abs. 1a IfSG besteht für insgesamt höchstens zehn Wochen pro Jahr, 
bei Alleinerziehenden für insgesamt höchstens zwanzig Wochen pro Jahr (§ 56 Abs. 2 S. 4 IfSG; 
BT-Drs. 19/19601, Seite 15, https://t1p.de/xczf).  
 

3a. Kann der Anspruch auf einzelne Zeitabschnitte verteilt werden? 
 
Der Anspruch muss nicht am Stück ausgeschöpft werden; er kann auf mehrere Monate und auf 
einzelne Tage verteilt werden, allerdings nur solange die Schließung besteht. Eine Aufteilung auf 
Stunden ist nicht möglich. Während der regulären Schul- oder Betriebsferien oder den Schließ-
tagen der Betreuungseinrichtungen besteht kein Anspruch, so dass aber diese Zeiten auch nicht 
zur Bezugsdauer zählen (FAQ des BMG, Nr. 9, https://ogy.de/xy11).  
 
Wichtig: Während durch die zuständige Behörde auf Grund des Infektionsschutzgesetzes ange-
ordneter Schulferien (oder Aussetzungen der Präsenzpflicht) besteht ein Anspruch! 
 

4. In welcher Höhe besteht der Anspruch? 

 
Die Entschädigung beträgt 67 % des Nettoeinkommens (§ 56 Abs. 2 S. 4 IfSG; FAQ des BMF, 
Nr. 3 und Nr. 42, https://ogy.de/xy11). Ab einem monatlichen Nettoeinkommen von 3.008,97 Euro 
ist sie auf 2.016,00 Euro begrenzt (3.008,97 Euro * 0,67 = 2.016,01 Euro). Die Begrenzung gilt 
jeweils für einen vollen Monat (§ 56 Abs. 2 S. 3). Da die Entschädigung auch für einzelne Tage 
beansprucht werden kann, ist sie ggf. auf diese umzurechnen. Siehe dazu auch die Gegenüber-
stellung mit dem Kinderkrankengeld in 5.a) a. E.  
 
Bemessungsgrundlage für die Beiträge in der gesetzlichen Rentenversicherung sind 80 % des 
der Entschädigung zugrunde liegenden Arbeitsentgelts (§ 57 Abs. 6 i. V. m. Abs. 1 S. 2 Nr. 2 
IfSG). Die Kranken-, Pflege- und Rentenversicherungsbeiträge trägt das entschädigungspflich-
tige Land (FAQ des BMG, Nr. 48, https://ogy.de/xy11).  
 
§ 56 Abs. 8 regelt, was auf die Entschädigung nach Abs. 1a anzurechnen ist. Zuschüsse des 
Arbeitgebers bis zum tatsächlichen Verdienstausfall bleiben anrechnungsfrei. Regulär gezahlte 

https://ogy.de/xy11
https://t1p.de/xczf
https://ogy.de/xy11
https://ogy.de/xy11
https://ogy.de/xy11
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Zuschläge sind bei der Ermittlung des Nettoeinkommens zu berücksichtigen und zählen dazu 
(FAQ des BMG, Nr. 36 und Nr. 44, https://ogy.de/xy11). 
 
Beispiel: Ein Arbeitnehmer erzielt monatlich ein Nettoeinkommen i. H. v. 1.500,00 Euro. Auf 
dieser Basis wird die Höhe seiner Entschädigung nach § 56 Abs. 1a IfSG ermittelt: 1.500,00 * 
0,67 = 1.005,00. Der Arbeitgeber erklärt sich bereit, die Differenz i. H. v. 495,00 Euro zuzuschie-
ßen. Bis zu dieser Höhe bleibt der Zuschuss anrechnungsfrei. 
 

5. Wie wird das Geld ausgezahlt? 

 
Der Arbeitgeber geht für die Befriedigung des Entschädigungsanspruchs in Vorleistung und hat 
anschließend selbst einen Erstattungsanspruch gegenüber der zuständigen Behörde (§ 56 Abs. 
2 S. 3 i. V. m. Abs. 5 IfSG). 
 

6. Verhältnis zu anderen Ansprüchen 
 

a) Kurzarbeitergeld und § 56 Abs. 1a IfSG 

 
Zeigt die Einrichtung des betroffenen Elternteils aufgrund eines unabwendbaren Ereignisses 
Kurzarbeit an, zahlt die Agentur für Arbeit bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen Kurz-
arbeitergeld. Ist dem Elternteil während der gleichen Zeit Entschädigung nach IfSG und Kurzar-
beitergeld zu gewähren, geht der Anspruch auf Entschädigung nach dem IfSG auf die Bunde-
sagentur für Arbeit über (§ 56 Abs. 9 IfSG).  
 

b) Elterngeld und § 56 Abs. 1a IfSG 

 
Der Anspruch nach § 56 Abs. 1a IfSG kompensiert einen Verdienstausfall. Elterngeld ist eine 
eigene Entgeltersatzleistung. Für den Arbeitszeitumfang, der durch Elternzeit ruht und für den 
Elterngeld bezogen wird, kommt ein Anspruch nach § 56 Abs. 1a IfSG nicht in Betracht. Für den 
verbliebenen Arbeitszeitumfang gilt das Entgeltausfallprinzip (vgl. FAQ des BMG, Nr. 46, 
https://ogy.de/xy11). 
 
Beispiel: Ein Mitarbeiter arbeitet regulär in einer 39-Stunden-Woche. Er geht in Elternteilzeit und 
arbeitet währenddessen weiterhin für 15 Stunden wöchentlich. Mit diesen 15 Stunden erzielt er 
ein Nettoeinkommen von 1.000 Euro. Der Beschäftigungsumfang in Höhe der verbliebenen 24 
Stunden ruht. Auf Basis des zuvor damit erzielten Entgelts erhält er Elterngeld.  Aufgrund einer 
behördlichen Schließung der Betreuungseinrichtung tritt ein Betreuungsproblem ein, so dass er 
auch die verbliebenen 15 Stunden nicht mehr arbeiten kann. Folge: Er erhält weiterhin sein El-
terngeld. Für die verbliebenen 15 Stunden gilt das Entgeltausfallprinzip, d. h. er kann 1.000 * 
0,67 = 670,00 Euro über § 56 Abs. 1a IfSG geltend machen.  
 
Beispiel: Wie im vorigen Beispiel, aber der Dienstgeber gewährt einen Zuschuss in Höhe von 
330,00 Euro. Wegen der Anrechnungsregeln in § 56 Abs. 8 IfSG wirkt sich dieser nicht auf die 
Entschädigung aus.  
 

c) Kinderkrankengeld nach § 45 Abs. 2a SGB V 

 
Siehe dazu die Ausführungen zum Kinderkrankengeld in Abschnitt B.II.5.a). 
  

https://ogy.de/xy11
https://ogy.de/xy11
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II. Kinderkrankengeld nach § 45 Abs. 2a SGB V 
 

 
Auf einen Blick: § 45 Abs. 2a SGB V 
 
Worum geht es? 
 

• Anspruch auf bezahlte Freistellung für Eltern von bis zu 30 Tagen pro Elternteil  
bzw. 60 Tagen für Alleinerziehende 

 
Was tun? 
 

• Voraussetzungen prüfen: 

• Gesetzlich (mit-)versichertes Kind unter 12 Jahren oder mit Behinderung 

• Gesetzlich versicherter Elternteil 

• Elternteil und Kind leben im selben Haushalt 

• Betreuungsausfall zwischen 05.01. und 31.12.2021 

• Betreuung pandemiebedingt weggefallen; neu: Schließung muss nicht mehr durch die 
zuständige Behörde erfolgen; 

• Keine andere Betreuungsmöglichkeit im selben (!) Haushalt 

• Nachweis der Schließung bzw. Quarantäne bzw. ärztlichen Empfehlung  
 
Weitere Informationen 
 

• GWB-Digitalisierungsgesetz (sic!, Artikel 8 + 13), https://ogy.de/a535; Viertes Gesetz 
zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite, 
Art. 3, Begründung: BT-Drs. 19/28444, S. 16, https://ogy.de/j771) 

• BMG-FAQ Kinderkrankengeld, https://ogy.de/ldfg  
 

 
 

1. Worum geht es beim „Corona-Kinderkrankengeld“? 
 
Bis zum 31.12.2021 wird der Anspruch auf Kinderkrankengeld im neuen Abs. 2a des § 45 SGB V 
verdoppelt und auch ohne Erkrankung des Kindes gewährt, wenn die Betreuungseinrichtung 
pandemiebedingt geschlossen ist. Dabei handelt es sich um die Umsetzung des Beschlusses 
der MPK vom 05.01.2021: 
 
(…) 8. Angesichts der SARS-CoV2-Pandemie kann der bestehende Anspruch in manchen Fällen 
nicht ausreichen. Deshalb wird der Bund gesetzlich regeln, dass das Kinderkrankengeld im Jahr 
2021 für 10 zusätzliche Tage pro Elternteil (20 zusätzliche Tage für Alleinerziehende) gewährt 
wird. Der Anspruch soll auch für die Fälle gelten, in denen eine Betreuung des Kindes zu Hause 
erforderlich wird, weil die Schule oder der Kindergarten bzw. die Klasse oder Gruppe pandemie-
bedingt geschlossen ist oder die Präsenzpflicht im Unterricht ausgesetzt wurde. (…) 
 
Die Änderung des § 45 SGB V wurde mit Artikel 8 des „Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen für ein fokussiertes, proaktives und digitales Wettbewerbs-
recht 4.0 und anderer Bestimmungen (GWB-Digitalisierungsgesetz) vom 18.01.2021“ 
(https://ogy.de/a535) eingefügt. Der Umfang des Anspruchs wurde durch das Vierte Gesetz zum 

https://ogy.de/a535
https://ogy.de/j771
https://ogy.de/ldfg
https://ogy.de/a535
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Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite (Begründung: 
BT-Drs. 19/28444, S. 16, https://ogy.de/j771) nochmals erweitert. Die Regelung bleibt weiterhin 
auf das Kalenderjahr 2021 beschränkt. Gemäß Artikel 13 des GWB-Digitalisierungsgesetzes so-
wie Artikel 4 Abs. 1 des Vierten Bevölkerungsschutzgesetzes treten alle Änderungen rückwirkend 
zum 05.01.2021 in Kraft. 
 

2. Gegen wen besteht der Anspruch nach § 45 Abs. 2a SGB V? 

 
Anders als der Entschädigungsanspruch nach § 56 Abs. 1a IfSG (Anspruch gegen den Arbeit-
geber, der seinerseits einen Ersatzanspruch gegen das jeweilige Bundesland hat) besteht der 
Anspruch nach § 45 Abs. 2a SGB V gegen die gesetzliche Krankenkasse.  
 
Dort ist das Kinderkrankengeld auch vom Versicherten zu beantragen.  
 

3. Unter welchen Voraussetzungen besteht der Anspruch nach § 45 Abs. 2a SGB V? 
 
Der Anspruch nach § 45 Abs. 2a SGB V besteht unter den folgenden Voraussetzungen: 
 

- Verhinderungszeitraum zwischen 05.01.2021 und 31.12.2021, § 54 Abs. 2a S. 1 SGB V; 
- Gesetzlich versicherter Elternteil, § 45 Abs. 1 S. 1 SGB V („Versicherte“);  

ein gesetzlich versicherter Elternteil genügt, allerdings ist dieser dann auch Anspruchsin-
haber/in und muss das Kind betreuen. Für privat krankenversicherte Eltern wird auf § 56 
Abs. 1a IfSG verwiesen, dessen Geltungsdauer nun nicht mehr an ein Kalenderdatum, 
sondern an das Fortbestehen einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite ge-
knüpft ist (zu den Voraussetzungen siehe oben B.I.).  

- Gesetzlich (mit-)versichertes, im Haushalt des Versicherten lebendes (!) Kind unter 12 
Jahren oder mit Behinderung, § 45 Abs. 1 S. 1 SGB V; 

- Entweder  
o Betreuungseinrichtung pandemiebedingt vorübergehend geschlossen (die Vo-

raussetzung „von der zuständigen Behörde“ für die vorübergehende Schließung 
ist entfallen) oder  

o von der zuständigen Behörde angeordnete Schul- oder Betriebsferien aufgrund 
des Infektionsschutzgesetzes oder  

o von der zuständigen Behörde aufgehobene Präsenzpflicht aufgrund des Infekti-
onsschutzgesetzes oder  

o Kind in Quarantäne („aufgrund einer Absonderung“) oder  
o behördliche Empfehlung, vom Besuch der jeweiligen Einrichtung abzusehen,  

alle: § 45 Abs. 2a S. 3 SGB V; 
- Nachweis der Voraussetzung aus Abs. 2a S. 3 gegenüber der Krankenkasse auf geeig-

nete Weise, i. d. R. durch Bescheinigung der geschlossenen Einrichtung oder durch die 
Quarantäneanordnung oder durch ärztliche Bescheinigung, § 45 Abs. 2a S. 4 SGB V;  
hier finden Sie die Musterbescheinigung des BMFSFJ für Betreuungseinrichtungen: 
https://ogy.de/7yia;  

- Keine andere Betreuungsmöglichkeit im selben Haushalt (!), § 45 Abs. 1 S. 1 SGB V;  
auch bei (der Möglichkeit) einer Tätigkeit im Homeoffice ist diese Voraussetzung erfüllt 
(vgl. FAQ des BMG, https://ogy.de/ldfg; FAQ des BMFSFJ, https://ogy.de/qbm4; Deut-
scher Bundestag zum GWB-Digitalisierungsgesetz, https://ogy.de/wuto sowie BT-Drs. 
19/25868, S. 124, Zu Artikel 8, 3. Absatz, https://ogy.de/goxc).  

  

https://ogy.de/j771
https://ogy.de/7yia
https://ogy.de/ldfg
https://ogy.de/qbm4
https://ogy.de/wuto
https://ogy.de/goxc
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4. In welcher Höhe besteht der Anspruch nach § 45 Abs. 2a SGB V? 

 
Der Anspruch besteht ggf. in folgender Höhe: 
 

- Freistellung: Für 30 Arbeitstage pro Kind bzw. 60 Tage für Alleinerziehende, § 45 Abs. 
2a S. 1; Achtung: Insgesamt gedeckelt bei 65 Tagen bzw. 130 Tagen für Alleinerzie-
hende, § 45 Abs. 2a S. 2;  
 
Beispiel: Eine Familie hat vier Kinder. Alle besuchen normalerweise den Kindergarten 
und die Schule. Alle Kinder sind gesund, aber die vier genutzten Einrichtungen werden 
nahtlos nacheinander pandemiebedingt geschlossen. Jeder Elternteil kann für das erste 
Kind 30, für das zweite Kind 30 und ab dem dritten Kind noch einmal weitere 5 Tage 
Kinderkrankengeld (und die damit einhergehende Freistellung) beanspruchen.  
 
Als alleinerziehend gilt grundsätzlich, wer das alleinige Personensorgerecht für das im 
selben Haushalt lebende Kind hat. Auch andere Konstellationen sind möglich, z. B. ge-
teiltes Sorgerecht bei getrennt lebenden Eltern, allerdings kann die Krankenkasse in sol-
chen Fällen weitere Nachweise verlangen (vgl. FAQ des BMG, https://ogy.de/ldfg).  
 

- Finanziell: Das Kinderkrankengeld wird in der Regel in Höhe von 90 % des ausgefallenen 
Nettoarbeitsentgelts bezahlt, darf aber 70 % der kalendertäglichen Beitragsbemessungs-
grenze in der Krankenversicherung nicht übersteigen. Die kalendertägliche Beitragsbe-
messungsgrenze in der Kranken- und Pflegeversicherung für 2021 beträgt bundesweit 
161,25 Euro (keine Unterscheidung zwischen alten und neuen Bundesländern), mithin ist 
das Kinderkrankengeld auf maximal 112,88 Euro pro Kalendertag begrenzt (161,25 * 
70 %). 
 
Achtung:  Wenn in den letzten 12 Kalendermonaten vor der „Kinderkranken-Freistellung“ 
einmalig gezahltes beitragspflichtiges Arbeitsentgelt erzielt wurde (z. B. Jahressonder-
zahlung, Weihnachtszuwendung, Urlaubsgeld), dann beträgt die Höhe des Kinderkran-
kengelds 100 % des ausgefallenen Nettoarbeitsentgelts aus beitragspflichtigem Arbeits-
entgelt, § 45 Abs. 2 S. 3 SGB V.  
 
Beispiel: Eine Mutter überbrückt den Betreuungsausfall zwischen dem 11.01.2021 und 
dem 31.01.2021 mit dem Kinderkrankengeld. Sie erzielt regulär ein Nettoarbeitseinkom-
men i. H. v. 100 Euro täglich. Einmalige Zahlungen erzielt sie nicht. Der tägliche Betrag 
ist unterhalb der Beitragsbemessungsgrenze für 2021. Infolgedessen erhält sie 90 Euro 
täglich als Kinderkrankengeld (100 Euro * 90 %).  
 
Beispiel: Wie im vorigen Beispiel, aber sie hat im November 2020 eine Jahressonder-
zahlung erhalten (= beitragspflichtige Einmalzahlung). In diesem Fall erhöht sich ihr An-
spruch auf Kinderkrankengeld auf 100 % ihres ausgefallenen Nettoarbeitsentgelts.  
  

  

https://ogy.de/ldfg
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5. Verhältnis zu anderen Ansprüchen 

 

a) Entschädigungsanspruch nach § 56 Abs. 1a IfSG 

 
(Zu § 56 Abs. 1a IfSG siehe Abschnitt B.I dieses Dokuments) 
 
Während des Anspruchs auf Kinderkrankengeld ruht der Entschädigungsanspruch aus § 56 Abs. 
1a IfSG für beide (!) Elternteile, § 45 Abs. 2b SGB V.  

 
Beispiel: Eine Familie hat die Betreuung bisher mit dem Entschädigungsanspruch nach 
§ 56 Abs. 1a IfSG überbrückt. Nun entscheidet sie sich dafür, das Kinderkrankengeld zu 
nutzen.  

 
Sofern der Anspruch nach § 56 Abs. 1a IfSG noch nicht aufgebraucht wurde, können Eltern unter 
bestimmten Voraussetzungen zwischen den Ansprüchen wählen. Insbesondere ist zu beachten, 
dass § 56 Abs. 1a IfSG weiterhin an dem Merkmal „von der zuständigen Behörde“ festhält, dieses 
in § 45 Abs. 2a SGB V jedoch entfallen ist.  
 
Weiter sollte beachtet werden, dass der Anspruch nach § 56 Abs. 1a IfSG für zehn Wochen pro 
Kalenderjahr besteht, der Anspruch nach § 45 Abs. 2a SGB V dagegen nur im Kalenderjahr 
2021. 
 
Sollte der Anspruch auf Kinderkrankengeld pandemiebedingt „verbraucht“ sein und das Kind an-
schließend erkranken, lässt sich dieser Ausfall unter Umständen nicht mit dem Anspruch aus § 
56 Abs. 1a IfSG abdecken. Allerdings ist der Wortlaut des § 56 Abs. 1a S. 1 Nr. 1 „…deren 
Betreten … untersagt wird“ weit auszulegen und nicht auf eine SARS-Covid-19-Erkrankung be-
grenzt.  
 
Beispiel: Eine Alleinerziehende mit einem gesunden Kind hat ihren Anspruch aus § 56 Abs. 1a 
IfSG für das Jahr 2021 in dem Zeitraum vom 18.01.2021 bis 03.04.2021 ausgeschöpft (zehn 
Wochen). Ihren Resturlaub hat sie bereits Anfang Januar eingesetzt. Anschließend überbrückt 
sie den pandemiebedingten Betreuungsausfall mit dem Kinderkrankengeld. Vom 05.04.2021 bis 
25.06.2021 verbraucht sie ihr gesamtes Kinderkrankengeld-Budget von 60 Tagen (= 12 Wo-
chen). Zeitguthaben hat sie nicht. Anschließend erkrankt das Kind. Für diese Erkrankung des 
Kindes kann sie sich dann nur noch kurzfristig nach § 10 AT AVR bezahlt freistellen lassen, 
ansonsten bleibt nur noch eine Freistellung unter Verzicht auf Dienstbezüge oder der (nicht für 
solche Fälle vorgesehene) Einsatz von Erholungsurlaub aus dem laufenden Kalenderjahr.  
 
Ausgeschlossen ist eine zeitgleiche Kombination beider Ansprüche, z. B. Kinderkranken-
geld für das erste und parallel eine Entschädigung nach § 56 Abs. 1a IfSG für das zweite Kind, 
(§ 45 Abs. 2b SGB V, vgl. auch BT-Drs. 19/25868, S. 124, https://ogy.de/goxc).  
 
Das Kinderkrankengeld ist zum einen wegen seiner größeren Flexibilität (die vorübergehende 
Schließung der Betreuungseinrichtung muss nicht mehr von der zuständigen Behörde angeord-
net worden sein), zum anderen wegen seiner Höhe (90 bis 100 % des Nettoarbeitsentgelts, ge-
deckelt auf 70 % der Beitragsbemessungsgrenze, Obergrenze rechnerisch 112,88 Euro täglich) 
attraktiver für Eltern als der Entschädigungsanspruch nach § 56 Abs. 1a IfSG (67 % des Nettoar-
beitsentgelts, gedeckelt auf 2.016 Euro monatlich, Obergrenze rechnerisch ca. 92,00 Euro täg-
lich). 
 

https://ogy.de/goxc
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 § 45 SGB V § 56 Abs. 1a IfSG 

Max. Bezugsdauer 
pro Elternteil 

30 Tage pro Kind 
(60 für Alleinerziehende) 
 
Gedeckelt auf 65 Tage  
(130 für Alleinerziehende) 

50 Tage (10 Wochen) 
(100 Tage (20 Wochen) für 
Alleinerziehende) 
(bei 5-Tage-Woche) 

Höhe in % des Nettoentgelts 90 % ohne Einmalzahlung 
100 % mit Einmalzahlung 

67 % 

Max. Höhe in Euro täglich 112,88 ca. 92,00 

Nutzbar im Zeitraum 05.01.2021 – 31.12.2021 kalenderjährlich 

 
 

b) Kurzarbeitergeld 

 
Gesetzlich versicherte Eltern können auch dann Kinderkrankengeld beantragen, wenn sie in 
Kurzarbeit sind. Allerdings können Kurzarbeitergeld und Kinderkrankengeld nicht gleichzeitig be-
zogen werden (vgl. FAQ des BMG, https://ogy.de/ldfg). 
 

c) Verhältnis zum Anspruch des anderen Elternteils 

 
Eltern können sich gegenseitig ihre Ansprüche nach § 45 Abs. 2a SGB V übertragen. Dafür ist 
die Zustimmung des Arbeitgebers erforderlich, dessen Arbeitnehmer/in seine/ihre Kinderkran-
kentage bereits ausgeschöpft hat (vgl. FAQ des BMG, https://ogy.de/ldfg). 
 

6. Weitere Informationen zum Kinderkrankengeld 

 

• FAQ des Bundesgesundheitsministeriums zum Kinderkrankengeld, https://ogy.de/ldfg  

• FAQ des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend zum Kinderkran-
kengeld, https://ogy.de/qbm4  

• Musterbescheinigung des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend, https://ogy.de/7yia 

 

III. Weitere Möglichkeiten 
 

1. Notfall-Kinderzuschlag 

 
Die vereinfachten Voraussetzungen für den Kinderzuschlag (sogenannter „Notfall-Kinderzu-
schlag“) sind zum 30.09.2020 ausgelaufen und wurden nicht verlängert (https://ogy.de/kj0r). Der 
reguläre Kinderzuschlag wurde ab Januar 2021 auf bis zu 205 Euro angehoben. 
 

2. Familienportal des BMFSFJ 

 
Für weitere Möglichkeiten siehe das BMFSJ-Familienportal (https://t1p.de/m8xf). 
  

https://ogy.de/ldfg
https://ogy.de/ldfg
https://ogy.de/ldfg
https://ogy.de/qbm4
https://ogy.de/7yia
https://ogy.de/kj0r
https://t1p.de/m8xf
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3. NRW: Nicht gesetzlich Versicherte und Kinderkrankengeld 

 
Das Land Nordrhein-Westfalen hat eine eigene finanzielle Unterstützung für Eltern beschlossen, 
die keinen Anspruch auf Kinderkrankengeld oder vergleichbare Leistungen haben. Konkret ge-
nannt werden Selbständige, Freiberufler, sonstige Privatversicherte, freiwillig gesetzlich Versi-
cherte ohne Anspruch auf Kinderkrankengeld sowie gesetzlich Versicherte mit privat versicher-
tem Kind. Die Voraussetzungen entsprechen denen des § 45 Abs. 2a SGB V. Weitere Voraus-
setzung ist ein Wohnsitz in Nordrhein-Westfalen.  
 
Die Höhe dieses Anspruchs ist pauschal auf 92 Euro pro Tag begrenzt und orientiert sich an der 
auf Arbeitstage umgerechneten Obergrenze des § 56 Abs. 1a IfSG. 
 
Anträge können ab Februar 2021 gestellt werden, jedoch rückwirkend bis 05.01.2021. 
 
Weitere Informationen: 
 

• Landtag NRW, Vorlage 17/4576, https://ogy.de/8fkt 

• Pressemitteilung, https://ogy.de/l2ki  

• WDR-Meldung, https://ogy.de/lmhh  

• Antragsportal, https://ogy.de/ceic  
 

4. Weitere Informationen 
 

• Reguläre Schulferien in allen Bundesländern: www.schulferien.org   

https://ogy.de/8fkt
https://ogy.de/l2ki
https://ogy.de/lmhh
https://ogy.de/ceic
http://www.schulferien.org/
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C. Betreuung von Pflegebedürftigen 
 

 
Auf einen Blick: § 9 PflZG  
 
Worum geht es? 
 

• Pandemiebedingte Schließung von Tagespflegeeinrichtungen 

• Freistellung und finanzielle Hilfen für pflegende Angehörige  
 
Was ist zu tun? 
 

• Voraussetzungen prüfen:  

• Freistellungsanspruch: 

• Pflegebedürftiger naher Angehöriger 

• Pandemiebedingte Schließung der Tagespflegeeinrichtung 

• Deswegen Kurzzeitpflege in häuslicher Umgebung 

• Ankündigung gegenüber dem Dienstgeber in Textform 

• Pflegeunterstützungsgeld: 

• Kein Anspruch auf Entgeltfortzahlung oder auf Kranken- und Verletztengeld bei Erkran-
kung eines Kindes nach §§ 45 SGB V, 45 Abs. 4 SGB VII;  

• Keine andere Möglichkeit zur Sicherstellung der Pflege 
 
Weitere Informationen 
 

• BT-Drs. 19/22126, https://ogy.de/agp4  

• BMFSFJ-Portal, https://ogy.de/dqzy  

• MDS-Portal, https://ogy.de/ts69  
 

 
 

I. Pflegezeitgesetz 
 
Das Pflegezeitgesetz (PflegeZG) eröffnet Mitarbeitern die Möglichkeit, pflegebedürftige Angehö-
rige in häuslicher Umgebung zu pflegen und damit die Vereinbarkeit von Beruf und familiäre 
Pflege zu verbessern. Hierfür können die Mitarbeiter entweder im Fall einer akut aufgetretenen 
Pflegesituation bis zu zehn Arbeitstage für eine kurzzeitige Arbeitsverhinderung nach § 2 Pfle-
geZG oder im Fall der Pflege eines pflegebedürftigen nahen Angehörigen in häuslicher Umge-
bung die Pflegezeit nach § 3 PflegeZG in Anspruch nehmen.  
 

1. Nahe Angehörige 
 
Wer unter den Begriff des „nahen Angehörigen“ fällt, ist in § 7 Abs. 3 PflegeZG geregelt: Groß-
eltern, Eltern, Schwiegereltern, Stiefeltern, Ehegatten, Lebenspartner, Partner einer eheähnli-
chen oder lebenspartnerschaftsähnlichen Gemeinschaft, Geschwister, Ehegatten der Geschwis-
ter und Geschwister der Ehegatten, Lebenspartner der Geschwister und Geschwister der Leben-
spartner, Kinder, Adoptiv- oder Pflegekinder, die Kinder, Adoptiv- oder Pflegekinder des 

https://ogy.de/agp4
https://ogy.de/dqzy
https://ogy.de/ts69
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Ehegatten oder Lebenspartners, Schwiegerkinder und Enkelkinder. Die Aufzählung ist abschlie-
ßend und nicht analogiefähig (Joussen, NZA 2009, 69, 72). 
 

2. Pflegebedürftigkeit 

 
Die Pflegebedürftigkeit ist in § 7 Abs. 4 PflZG geregelt. Es muss sich um Personen handeln, die 
aufgrund gesundheitlicher Beeinträchtigung dauerhaft auf fremde Hilfe angewiesen sind. Für die 
Pflegezeit genügt es, wenn dieser Zustand „voraussichtlich“ eintritt (Joussen, BeckOK Arbeits-
recht, § 7 PflZG Rn 17).  
 

3. Häusliche Umgebung 

 
Darunter ist jede Umgebung zu verstehen, die für den Pflegebedürftigen als solche gelten kann; 
die pflegende Person und der/die Pflegebedürftige müssen nicht im selben Haushalt wohnen 
(Joussen, NZA 2009, 69, 72). 
 

4. Schließung der Tagespflegeeinrichtung 
 
Muss die Tagespflegeeinrichtung aufgrund der COVID-19-Pandemie schließen, in welcher ein 
pflegebedürftiger naher Angehöriger tagsüber betreut wurde, stellt dies keine kurzzeitige Arbeits-
verhinderung nach § 2 PflegeZG dar mit der Folge, dass der Mitarbeiter nicht bis zu zehn Ar-
beitstage (§ 10 AT AVR, siehe oben A.) von der Arbeit fernbleiben kann. Es handelt sich nicht 
um eine akut aufgetretenen Pflegesituation, da die Pflegebedürftigkeit des nahen Angehörigen 
bereits vor der Schließung der Tagespflegeeinrichtung bestand. 
 

a) Freistellung 

 
Aufgrund der COVID-19-Pandemie wurde mit § 9 PflegeZG eine zeitlich befristete Sonderrege-
lung in das PflegeZG aufgenommen. Nach § 9 Abs. 1 PflegeZG hat der Mitarbeiter vom 29. 
Oktober 2020 bis zum 30. Juni 2021 das Recht, bis zu 20 Arbeitstage von der Arbeit fernzublei-
ben, wenn die Pflegesituation auf Grund der COVID-19-Pandemie aufgetreten ist. Davon wird 
der Fall erfasst, in welchem die Tagespflegeeinrichtung aufgrund der COVID-19-Pandemie ge-
schlossen werden muss.  
 
Die Ankündigung gegenüber dem Dienstgeber, diese Arbeitstage in Anspruch zu nehmen, muss 
in Textform erfolgen (§ 9 Abs. 3 PflegeZG).  
 
Der 30. Juni 2021 muss dabei der letzte Tag des Fernbleibens sein. Ferner ist die Ankündigungs-
frist nach § 3 Abs. 3 S. 1 (10 Tage) einzuhalten. Die Ausnahme in § 9 Abs. 3 ist nur eine Former-
leichterung (Textform). 
 
Beispiel: Eine Mitarbeiterin mit einer 5-Tage-Woche kündigt ihrem Dienstgeber am Donnerstag, 
den 03.06.2021 per Mail an, dass sie pandemiebedingt kurzfristig eine Tagespflege für ihre Mut-
ter organisieren muss. Die Ankündigungsfrist beträgt 10 Arbeitstage und endet am 16.06.2021. 
Die Mitarbeiterin kann sich also noch für Donnerstag, den 17.06.2021 bis Mittwoch, den 
30.06.2021 auf § 9 PflegeZG berufen (8 Arbeitstage). 
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Referat  
Arbeits- und Tarifrecht 

Die Geltungsdauer des § 9 Abs. 1 PflegeZG wurde bis zum 30. Juni 2021 verlängert (Gesetz 
https://ogy.de/fe9h zur Fortgeltung der die epidemische Lage von nationaler Tragweite betreffen-
den Regelungen, Seite 9, Art. 5). 
 
 

b) Finanzielle Unterstützung 

 
Zu beachten ist, dass § 9 PflegeZG lediglich eine unbezahlte Freistellung von der Arbeit vorsieht. 
Sofern kein arbeitsrechtlicher Anspruch des Mitarbeiters auf Fortzahlung der Vergütung in diesen 
Fällen besteht, erhält er während dieser Zeit keine Dienstbezüge vom Dienstgeber. Für diese 
Arbeitstage hat der Mitarbeiter dann einen Anspruch auf Pflegeunterstützungsgeld für bis zu 20 
Arbeitstage gegen die Pflegekasse nach § 150 Abs. 5d Satz 1 SGB XI, um die Pflege des pfle-
gebedürftigen nahen Angehörigen sicherzustellen oder zu organisieren.  
 
Folgende Voraussetzungen muss der Mitarbeiter erfüllen: 
 

- Er muss glaubhaft darlegen, dass er die Pflege oder die Organisation der Pflege aufgrund 
der COVID-19-Pandemie übernehmen wird, 

- er darf keinen Anspruch auf Entgeltfortzahlung vom Arbeitgeber, Kranken- oder Ver-
letztengeld bei Erkrankung oder Unfall eines Kindes nach § 45 SGB V oder nach § 45 
Abs. 4 SGB VII haben und 

- die häusliche Pflege kann nicht anders sichergestellt werden. 
 
 

II. Weitere Informationen 
 

• Gesetzesbegründung (Einführung), BT-Drs. 19/22126, S. 58f., https://ogy.de/agp4.  

• Gesetzesbegründung (Verlängerung), BT-Drs. 19/26545, S. 24, https://ogy.de/fe9h  

• Portal „Wege zur Pflege“ des BMFSFJ, https://ogy.de/dqzy  

• Portal des medizinischen Dienstes des Spitzenverbandes der Krankenkassen, 
https://ogy.de/ts69  

 
*** 
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